
nähme des Staatsanwalts, des Ver­
teidigers und Vertreter des Kollek­
tivs des Beschuldigten durchzufüh­
ren, entspricht nicht dem Sinn des 
als vereinfachtes Verfahren ausge­
stalteten Strafbefehlsverfahrens. Das 
Recht auf Verteidigung des Beschul­
digten (§ 15 StPO) bzw. -die Rechte 
des Verteidigers (§ 64 StPO) werden 
dadurch nicht beeinträchtigt, da es 
sich bei der Aussprache nicht um 
einen Verfahrensabschnitt handelt, 
in dem Ermittlungen vofgenommen 
und Entscheidungen getroffen wer­
den. Außerdem ist die Mitwirkung 
des Verteidigers bei Einspruch gegen 
den Strafbefehl und in der darauf 
folgenden Hauptverhandlung ge­
währleistet. Die Aussprache trägt in­
formativen und erzieherischen Cha­
rakter, wobei m. E. der im StPO- 
Lehrkommentar (Anm. 1 zu § 271 
[S. 304]) genannte Grund für die 
Aussprache, den Beschuldigten ken- 
nenzulemen, nicht das primäre An­
liegen ist. Die Absprache dient dem 
Gericht dazu,
— sich von der Geständigkeit des 
в Beschuldigten zu überzeugen,
— seine Erziehungsbereitschaft fest­

zustellen',
— die sozialen Verhältnisse des Be­

schuldigten ggf. zu erfragen,
— Hinweise für Ursachen und be­

günstigende Bedingungen der 
Straftat zu erhalten.

Der Beschuldigte ist zu der Aus­
sprache einzuladen. Erscheint er 
nicht, so sollte er erneut eingeladen 
werden. Kommt er auch dieser Ein­
ladung nicht nach, dann muß die 
Sache an den Staatsanwalt zurück- 
gegeben werden. Eine polizeiliche 
Vorführung zur Aussprache ist un­
zulässig, da es sich weder um eine 
Vernehmung noch um eine Haupt­
verhandlung handelt (§§ 48, 203
StPO).
Die Gründe für die Unzweckmäßig­
keit der Übergabe der Sache an ein 
gesellschaftliches Gericht sind sehr 
vielgestaltig; sie lassen sich nicht 
katalogisieren. In der Praxis haben 
sich bisher im wesentlichen folgende 
Fälle herausgestellt, bei denen eine 
Entscheidung durch Strafbefehl als 
zweckmäßiger angesehen wurde als

die Beratung vor einem gesell­
schaftlichen Gericht:
1. Der Beschuldigte stand innerhalb 
des letzten Jahres schon einmal vor 
einem gesellschaftlichen Gericht und 
hat erneut eine einschlägige Straftat 
begangen. Mit dem Strafbefehl soll 
erzieherisch auf ihn eingewirkt wer­
den, da eine Anklage und eine ge­
richtliche Hauptverhandlung noch 
nicht als erforderlich anzusehen 
sind, andererseits der Beschuldigte 
aber aus der Beratung vor dem ge­
sellschaftlichen Gericht noch nicht die 
erforderlichen Schlußfolgerungen ge­
zogen hat.
2. Die Tat erfordert unter Berück­
sichtigung des Motivs und der wirt­
schaftlichen Verhältnisse des Be­
schuldigten eine Geldstrafe über 50 M. 
Die nachhaltige erzieherische ' Wir­
kung könnte in diesem Fall mit einer 
vom gesellschaftlichen Gericht aus­
zusprechenden Geldbuße nicht er­
reicht werden, so daß zur Gewähr­
leistung einer. gerechten Reaktion 
der Gesellschaft ein Strafbefehl 
zweckmäßiger ist.
3. Bei Vefkehfsstraftaten (§§ 200, 201' 
StGB) macht sich oftmals ein Fahr­
erlaubnisentzug " erforderlich. Bei 
einer Beratung" durch ein. gesell­
schaftliches Gericht und einer ent­
sprechenden Empfehlung an die 
Volkspolizei kann eine Fahrerlaub­
nis höchstens — wenn nicht die Vor­
aussetzungen für den Entzug gemäß 
§§ 3 und 4 StVZO vorliegen — in 
einem Ordnungsstrafverfahren ge­
mäß § 47 Abs. 4 StVO oder § 89 
Abs. 4 StVZO1 für drei Monate ent­
zogen werden. Bei einigen Straf­
taten, insbesondere bei Verkehrsge­
fährdung durch Trunkenheit, ist je­
doch ein längerer Fahrerlaubnisent­
zug erforderlich, der mit Strafbefehl 
ausgesprochen werden kann.
Da der Strafbefehl gegenüber der 
Übergabe einer Sache an ein gesell­
schaftliches Gericht eine Ausnahme 
darstellt und- nur bei Vorliegen be­
stimmter Voraussetzungen angewen­
det Werden kann, sollte der Antrag 

des Staatsanwalts die Gründe ent­
halten, weshalb das Strafbefehlsver­
fahren zweckmäßiger ist.

HORST LVDERITZ, Direktor 
des Kreisgerichts Gera (Stadt)

Einige Feststellungen und Schlußfolgerungen 
aus Mahnverfahren
Die Rechtspflegeorgane haben die 
hohe Verpflichtung, mit den aus ihrer 
Tätigkeit gewonnenen Erkenntnissen 
und Erfahrungen besonders die Volks­
vertretungen, aber auch Staats- und 
Wirtschaftsorgane, Betriebe, Genos­
senschaften und gesellschaftliche Or­
ganisationen bei der Vorbeugung von 
Rechtsverletzungen wirksam zu un­
terstützen und damit zugleich auf 
die Vervollkommnung der Leitungs­
tätigkeit in allen gesellschaftlichen 
Bereichen hinzuwirken. .Dazu müs­
sen sie die Ursachen des dem Streit­
fall zugrunde liegenden Konflikts 
sorgfältig aufklärert und feststellen 
und ju ihrer Überwindung beitra­
gen.

Diese Verpflichtung obliegt den Ge- 
richteh auch auf dem Gebiet der Zi­
vilrechtsprechung. Im folgenden soll 
gezeigt werden, daß auch mit dem 
als Zivilverfahren' besonderer Art 
ausgestalteten Mahnverfahren (§§ 688 
ff. ZPO) zur Lösung gesellschaft­
licher Konflikte sowie zur Erhöhung 
der Wirksamkeit der gesamtstaat­
lichen Leitung bei der Entwicklung 
sozialistischer Beziehungen beige­
tragen werden kann.
Die Leitung des Bezirksgerichts Suhl 
wertete im I. Quartal 1970 in einer 
Tagung mit den Direktoren der 
Kreisgerichte und in einer Präsidi­
umssitzung die Arbeitsergebnisse der 
Gerichte im Jahre 1969 mit dem Ziel

aus, die Leitungstätigkeit Weiter zu 
vervollkommnen. Dabei wurde hin­
sichtlich des Tätigkeitsbereichs -der 
Sekretäre der Kreisgerichte festge­
stellt, daß es bei den Kreisgerichten 
des Bezirks einen sehr unterschied­
lichen Arbeitsanfall an Mahnverfah­
ren gab. Die weitaus meisten Ein­
gänge hatte das Kreisgericht Meinin­
gen. Dies war für die Leitung des 
Bezirksgerichts Anlaß, den Direktor, 
des Preisgerichts Meiningen zu be­
auftragen, den erheblichen Anstieg 
der Mahnverfahren im letzten Jahr 
zu analysieren und daraus abzulei­
tende Schlußfolgerungen Und Maß­
nahmen dem Präsidium des Bezirks­
gerichts vorzutragen.
Die Feststellungen des Kreisgerichts 
ergaben, daß es insbesondere zwei 
volkseigene Betriebe waren, von 
denen die Mehrheit der Anträge auf 
Einleitung eines Mahnverfahrens ka­
men : der VEB Energiekombinat
Süd (Energieversorgung . Suhl) und 
der VEB Wasserversorgung und Ab­
wasserbehandlung Suhl, beide mit 
Sitz in Meiningen. Während der 
erstgenannte Betrieb in 330 Fällen 

,im Mahnverfahren Ansprüche gel­
tend machte, beantragte der zuletzt­
genannte 218mal den Erlaß eines 
Zahlungsbefehls. Nur in sehr weni­
gen Fällen waren Forderungen nicht 
berechtigt.
Da das Kreisgericht die Ursachen 
des sprunghaften Ansteigens der 
Mahnverfahren allein nicht einzu­
schätzen vermochte, führte es mit 
Vertretern beider Betriebe eine Be­
ratung durch, in der diese Ursachen 
erörtert und konkrete Maßnahmen 
festgelegt wurden. Schon diese Ar­
beitsmethode verdient hervorgehoben 
zu werden.
Der VEB Energiekombinat führte als 
einen wesentlichen Grund für das 
Ansteigen der Mahnverfahren den 
erhöhten Energieverbrauch der Be­
völkerung an, aus dem sich für ein­
zelne Bürger zeitweilig Schwierig­
keiten ergeben hätten. Die Nichtein­
haltung von Zahlungsverpflichtungen 
wurde z. T. auch dadurch begünstigt, 
daß vierteljährlich ein pauschaler 
Abschlag gezahlt und der tatsäch­
liche Energieverbrauch insgesamt 
jährlich abgerechnet wird. Ein wei­
terer Grund liegt darin, daß zur sog. 
Auftragskassierung durch Bürger 
übergegangen wurde, die diese Tätig­
keit nebenberuflich ausüben und die 
Gelder noch nicht mit der gleichen 
Intensität einziehen wie die frühe­
ren hauptberuflichen ~ Kassierer. 
Wenn sie den Abnehmer von Energie 
nicht beim ersten Aufsuchen antref­
fen oder von ihm abschlägig be- 
schieden werden, veranlassen sie 
gleich die Einziehung der Forderun­
gen durch, den Betrieb im Wege des 
Mahnverfahrens.
Der VEB Wasserversorgung und Ab­
wasserbehandlung sah eine wesent­
liche Ursache für das Ansteigen der 
Mahnverfahren , darin, daß seit 1969 
die Forderungen auf Zahlung von 
Wassergeld nicht mehr wie bisher. 
von mehreren Betrieben, sondern 
nur noch von ihm geltend gemacht 
werden. Die damit verbundene ört-
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